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IS,al Quaida, Taliban-alle unsere Jungs? 

 

Wir trauern alle um unsere französischen Mitbürger, die bei dem grauenvollen 

Massaker in Paris ihr Leben verloren haben oder verletzt worden sind. Ihnen gilt 

unser aufrichtiges Mitgefühl. Wir erwarten von der eigenen Regierung, alles zu tun, 

um die Täter und ihre Hintermänner dingfest zu machen. Terror darf nicht unser 

Leben bestimmen und uns nicht das Leben nehmen. 

 

Höchste Zeit, daß unsere Regierungen innehalten. 

 

Unsere Erfahrungen lehren uns, daß vom Augenblick des Anschlages an 

interessierte Kräfte ein derart scheußliches Verbrechen für ihre Zwecke nutzen und 

unter Umständen noch nicht einmal den Zeitpunkt des Massakers abwarten mußten. 

Erinnern wir uns: es war Mitte der neunziger Jahre, als hohe Verantwortliche des US-

Außenministeriums von den bis dato bei uns kaum bekannten Taliban in Afghanistan 

als " unseren Jungs" sprachen. Es wurde die überraschende Erkenntnis 

nachgeschoben, daß man "Afghanen mieten aber nicht kaufen könne". Mieten 

natürlich bei der Durchsetzung der eigenen Interessen. Seither zieht sich eine 

Blutspur bekannter Finanziers bei den bis zum IS reichenden Terrororganisationen 

durch die jüngere Zeit. Staaten werden da genannt, die die Finger im Spiel haben. 

Diese Veröffentlichungen sind so zahlreich, daß man von der Flut fast erschlagen 

wird. Unter den genannten befinden sich seit den Mudschaheddin und Taliban an der 

Spitze die USA, die nichts auslassen, aber auch saudische, katarische aber leider 

auch französische und britische Kräfte. Man muß nur in den hiesigen Zeitungen 

nachlesen, wie deutlich davon geschrieben worden ist, als von diesen Staaten oder 

Kräften der heutige syrische Bürgerkrieg befeuert worden ist. Ohne diese Kräfte hätte 

es hunderttausende Opfer in Syrien nicht gegeben. Daran sollte die Bundeskanzlerin 

denken, wenn sie gegen die Fluchtursachen vorgehen will. Der IS ist doch eine 

Schöpfung der von unseren Freunden organisierten Hölle. Wenn sich in Kürze im 

türkischen Antalya die G 20 treffen, könnten sie den unbedingten Weg der Welt in 

den Krieg aufhalten. 

 

Wir im Westen gehen gegen die Gegner vor, die es ohne unser Tun überhaupt 

nicht geben würde. 

 

Auch hier ist Afghanistan ein tödliches Beispiel, wie wir an der Ermordung des 

begnadeten Tadschiken-Führers Massoud unmittelbar vor dem Angriff 

amerikanischer Streitkräfte auf Afghanistan 2001 gesehen haben. Die Taliban waren 



schnell auf einer heillosen Flucht. Die amerikanischen Kräfte sind nicht unvorbereitet 

einmarschiert. Nach dem Sizilien-Modell 1943 hatte man die Vereinbarungen mit den 

afghanischen Drogenlords getroffen, um den Einmarsch abzufedern. Man hatte 

allerdings auch Vorstellungen über den künftigen Führer Afghanistans und der hieß 

nun einmal nicht Massoud. Die Welt hätte es nicht verstanden, wenn Massoud es 

nicht geworden wäre. Ein angebliches Fernsehteam, mit marokkanisch-belgischen 

Pässen ausgestattet, hat weisungsgemäß mit der Ermordung Massouds die ihm 

gestellte Aufgabe erledigt. Man muß sich nur einmal mit Verantwortlichen der 

Europäischen Union in Afghanistan, Vertretern des BND in Afghanistan oder 

Offizieren der Bundeswehr aus dem Afghanistan-Einsatz unterhalten. Die Dinge sind 

dergestalt, daß sich ein Bündnis mit den Vereinigten Staaten sich für Deutschland, 

aber auch jedes andere demokratische Land von selbst verbieten würde. Aus einem 

anderen Grund hat der deutsche Dramatiker Rolf Hochhuth die deutsche 

Bundesregierung in einem offenen Brief dazu aufgefordert. Die Dinge sind so, wie sie 

sind, und sie bringen uns um, wenn unsere Regierung nicht umsteuert. Bei dem 

Personal muß man diese Vermutung allerdings nicht haben, was die derzeitige 

deutsche Machtzentrale in Berlin anbelangt. Stattdessen werden deutsche 

Rüstungsexporte verstärkt in die Todeszone im Nahen und Mittleren Osten geleitet. 

Die Migrationsentwicklung aus diesem Gebiet bei uns kann mit gutem Recht als der 

Kollateralschaden unserer eigenen Rüstungsexporte und der NATO-und EU-

Mitgliedschaft Deutschlands bezeichnet werden. 

 

Die Einladung der Bundeskanzlerin an den IS, sich in Deutschland und Europa 

festzusetzen. 

 

Aus den Sicherheitsbehörden, die in Teilbereichen noch funktionsfähig zu sein 

scheinen, wird seit Monaten bei der offenkundigen Migrationsentwicklung Alarm 

geschlagen. Warum sollen die Kräfte, die von unseren eigenen Verbündeten und 

Partnern im Rüstungsexport losgeschickt werden, nicht jene offenen deutschen 

Grenzen nutzen, von denen sie in der Vergangenheit vielleicht geträumt haben? Ein 

Staat hat sich aufgegeben, wenn er nicht mehr weiß od wissen will, wer sich im 

eigenen Land aufhält. Auf den von ihr in Deutschland hervorgerufenen rechtlosen 

Zustand war die Bundeskanzlerin bei ihrem ZDF-Interview in geradezu bockiger 

Weise stolz. Diesen bockigen Stolz muß und wird das deutsche Volk teuer bezahlen 

müssen. Der IS und andere werden es ihr danken, das deutsche Volk nicht. Die 

Bundesregierung hat die verfassungsmäßige Pflicht, Gefährdungen unserer 

Sicherheit zu verhindern und nicht, diese erst herbeizuführen. 

 


